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MRI-Scan: Bei bildgebenden Verfahren kann künstliche Intelligenz Ärztinnen und Ärzte unterstützen. Foto: Imago

Quartalszahlen Der Lift- und Roll-
treppenbauer Schindler hat im
zweiten Quartal weniger umge-
setzt als vor Jahresfrist, die Pro-
fitabilität aber klar gesteigert.
Während das Geschäft mit Neu-
installationen weiter harzt, geht
es bei Modernisierungen und im
Servicegeschäft nach oben.

Schindler schrieb in den Mo-
natenApril bis Juni einenUmsatz
inHöhevon 2,76Milliarden Fran-
ken, wie der Konzern gestern
mitteilte. Das waren 5,7 Prozent
weniger als im Vorjahr und ent-
sprach einem Plus von 0,4 Pro-

zent. Auf einem zum Vergleich
zur Vorjahresperiode etwas tie-
ferenNiveau lagen dieAuftrags-
eingänge. Sie sanken um 1,9 Pro-
zent auf 2,94Milliarden Franken.

Dabei entwickelten sich die
verschiedenen Bereiche unter-
schiedlich: Nachwie vor sehr gut
unterwegs ist das auf dieModer-
nisierung von bestehenden An-
lagen fokussierte Geschäft. Und
auch im Serviceteil gewann die
GruppeAufträge hinzu,während
sich der Bereich Neuinstallatio-
nen in Chinaweiterhin klar rück-
läufig entwickelt. (SDA)

Schindler punktet bei Modernisierungen

Sophia Burri ist bereits 33-jährig,
sitzt jetzt aber auf der Schulbank
– hinter Laptops, Notizen, Post-
its und Büchern. ImAugustwird
sie vor den Schulbänken stehen
– als Lehrperson. Dafür absol-
viert die Fachfrau Betreuung nun
das Sommercamp der Pädago-
gischen Hochschule Bern. Hier
bekommen Lehrpersonen ohne
Lehrdiplom einen Grundkurs,
bevor sie nach den Sommerfe-
rien starten.Während zwei Wo-
chen sollen siemitmöglichst viel
Basiswissen auf den Beruf vor-
bereitet werden.

Es ist bereits die dritte Aus-
führung des Sommercamps, das
Durchschnittsalter der 78 Teil-
nehmenden liegt heuer bei etwa
40 Jahren. Die allermeisten ha-
ben bereits eine Anstellung im
Kanton Bern, weshalb der Kurs
für sie kostenlos ist.

An diesem Vormittag lernt
Burri so viel wie möglich über
Klassenführung – also beispiels-
weise,was «das Geheimnis eines
geordneten Klassenzimmers» ist.
Oderwannwelche Strafen ange-
bracht sind.Während des Kurses
werden auchTipps ausgetauscht,
wie: «Es gibt ein sehr praktisches
Kalender-Tischset, wo man per
Hand schnell reinschreiben kann,
ob ein Kind gerade einen Zahn
verloren hat oder welches der
Kinder wann Geburtstag feiert.»

Solche organisatorischen Fra-
gen sind es auch, die Sophia Burri
am Crashkurs schätzt. «Welchen
Schulstoff vermittle ich wann?
Undwie bringe ich alle Kinder zur
richtigen Zeit ins Ziel? Solche In-
puts brauche ich noch», sagt die
Bald-Lehrerin. Vor einer Horde
Kinder zu stehen, nimmt sie hin-
gegen locker: «Als Fachfrau Be-
treuung bringe ich den pädagogi-
schen Rucksack bereitsmit. Jetzt
möchte ich den Kindern als Leh-
rerin aber noch etwas mehr auf
den Weg geben. Und der Kurs
motiviert mich dazu sehr.»

Trotz Lehrermangel den
Unterricht aufrechterhalten
«Die zwei Wochen reichen na-
türlich keinesfalls, um ein Stu-
dium zu ersetzen», sagt Simone
Sturm, die das Camp organisiert
hat. Und der Kursverantwortli-
che KurtMuhmenthaler ergänzt:
«Der ganze Kurs ist so aufgebaut,
dass neue Lehrpersonen vor al-
lem lernen, wie sie sich organi-
sieren können und wo sie wel-
che Materialien finden.»

Das Sommercamp entstand
in der Not. Denn es fehlt an Be-
werbungen, obwohl der Kanton
Bern die offenen Stellen mehr-
fach ausgeschrieben hat. «Das
Camp soll helfen, den Schulun-

terricht trotzdem aufrechtzuer-
halten», sagt Sturm, «oberstes
Ziel bleibt aber, dass Querein-
steigerinnen und Quereinstei-
ger eineAusbildung anstreben.»

Die Pädagogische Hochschule
erhebt aber nicht, wie viele der
Camp-Teilnehmenden sich spä-
ter für ein Studium entscheiden.
Sturm kann höchstens schätzen:
«Ein guterTeil führt eineWeiter-
bildung fort, aber nur ein kleiner
Teil nimmt tatsächlich ein Studi-
um an der PH auf.»

Allerdings zeigt die Statis-
tik der PH Bern einen Aufwärts-
trend. Noch vor fünf Jahren wa-
ren rund 2600 Studierende im-
matrikuliert, im Jahr 2024waren
es rund 3150. Deshalb glaubt Si-
mone Sturm, dass sich der Leh-
rermangel künftig entspannen
könnte – auch dank Teilzeit-
Studienmodellen. «Rund 70 Pro-
zent der PH-Studierenden arbei-
ten bereits im Beruf, ausserdem
bietet der Kanton Bern auch eine
finanzielle Entlastung für Perso-
nen an, die berufsbegleitend an
der PH studieren wollen.»

Der Umgangmit den Eltern
verunsichert
Sophia Burri hat sich noch nicht
entschieden, ob auch sie nach
dem Sommercamp das Studium
anpacken will. «Ich möchte zu-
erst ein Jahr unterrichten», sagt
sie. Auch der 27-jährige Kunst-
hochschulstudent Cedric Bircher,
der das Camp ebenfalls besucht,
will die Entscheidung noch of-
fenlassen. Er hat bereits älte-
re Jugendliche als Stellvertreter
unterrichtet – ohne Vorwissen.
«Ich fühle mich schon nach ei-
nerWoche im Camp besser vor-
bereitet als damals», sagt er.Was
ihn noch etwas verunsichert, ist
der Umgang mit Eltern.

Bircher hat sich aber schon
überlegt, was er kritischen El-
tern erwidernmöchte, falls es zu
einem schwierigen Elternabend
kommen sollte: «Ich werde ih-
nen sagen, dass ich voller Enthu-
siasmus bin undmein Bestes ge-
ben werde, um einen guten Job
im Klassenzimmer zu machen.»

Sabrina Bundi

«Crashkurs»macht
Laien zu Lehrkräften
Fachkräftemangel In zwei Wochen soll man
das Nötigste für die Schule lernen.

Die Pädagogische
Hochschule
erhebt nicht,
wie viele sich später
für ein Studium
entscheiden.

Fabienne Riklin

Bei der Rega geht ein Notruf aus
Kambodscha ein. Ein Schweizer
Senior hat sich in den Ferien den
Oberschenkelhals gebrochen. Im
Spital in Siem Reap wurde der
Mann operiert. Er ist stabil und
möchte gern heim. Das Ärzte-
team der Rega fordert das Pati-
entendossier ein, um zu prüfen,
ob eine Repatriierung medizi-
nisch notwendig ist – undwann
sie frühestens erfolgen kann.

DieAkten sind rasch übermit-
telt. Doch die Auswertung der
Arzt- und Pflegeberichte ist auf-
wendiger. Im geschilderten Fall
waren sie in Khmer-Schrift ver-
fasst. «Bisher mussten wir extra
eine Übersetzerin aufbieten, das
dauerte», sagt Mathias Gehrig
von der Rega. Seit rund einem
Jahr hilft künstliche Intelligenz
bei dieser Arbeit. «So haben wir
innerhalb kürzester Zeit einen
Überblick, wie es einem Patien-
ten geht und ob er transportfä-
hig ist.»

Die Beratungsärztinnen und
Beratungsärzte der Rega arbei-
ten mit einem auf die Medi-
zin ausgelegten Chat. Entwickelt
hat ihn das Unternehmen Kaiko
mit Sitz in Zürich und Amster-
dam. Das Personal in Spitälern
oder von Rettungsorganisatio-
nen kann dort sicher Dokumen-
te hochladen und relevante In-
formationen abrufen.

Die virtuelle Assistenz
schreibt der Krankenkasse
«Gesundheitsdaten gehören zu
den sensibelsten überhaupt»,
sagt Hans Reiser, Direktor für
klinischeAnwendungen bei Kai-
ko. Es seiwichtig, diese sorgfältig
zu behandeln und darauf zu ach-
ten, dass sie nicht in falscheHän-
de kämen. «Deshalb speichern

wir keinerlei Daten und verar-
beiten diese ausschliesslich auf
unseren Servern in der Schweiz.»

Rasch einen Bericht oder ein
Schreiben an die Krankenkasse
verfassen lassen oder kurz eine
Zweitmeinung einholen:Virtuel-
le Assistenten können im hekti-
schen Spitalalltag nützlich sein.
Während manche Spitäler klare
Richtlinien imUmgangmit KI er-
stellt haben, wann und mit wel-
chemTool auf die künstliche In-
telligenz zurückgegriffenwerden
darf, hinken andere derEntwick-
lung hinterher.

Diemedizinische
Versorgung verbessern
Dabei zeigt eine Untersuchung,
dass bereits vor einem Jahr rund
jeder dritte Mediziner in der
Schweiz künstliche Intelligenz im
Alltag nutzte –mittlerweile dürf-
tenesweitmehrsein.«Das istver-
ständlich, weil der administra-
tive Aufwand stark gestiegen ist
und hier die KI-Tools eine grosse
Unterstützung sind», sagt Reiser.
Tatsächlich verbringen die Ärz-
tinnen und Ärzte heute bis zu
50 Prozent ihrer Arbeitszeit mit
administrativenTätigkeiten – bei
den Pflegenden sind es rund 30
bis 40 Prozent. Künstliche Intel-
ligenz kannArztbriefe innert Se-
kunden formulieren, Diagnosen
dokumentieren oderAbrechnun-
gen vorbereiten. «Richtig ein-
gesetzt, schafft KI mehr Zeit für
die Patienten», sagt Reiser.

Aber nicht nur. Kaikowill auch
diemedizinischeVersorgungver-
bessern. Ein Team von 90 Leu-
ten ist deshalb daran, ein intelli-
gentes System zu bauen, das als
Sparringspartnerin fürÄrztinnen
undÄrzte fungiert. Sozusagen als
digitaleArbeitskollegin.Das fehlt
bis jetzt. Zwar testen verschie-
dene Spitäler beispielsweise für

radiologische Befunde bereits
computergestützte Intelligenz.

So auch die Lindenhofgrup-
pe, die in Bern mehrere Spitäler
betreibt. Dort hilft eine KI-An-
wendung, Röntgenbilder zu be-
urteilen, und generiert so eine
künstliche Zweitmeinung. Wie
die Spitalgruppe mitteilt, war
dies besonders für die Teams
aus dem City-Notfall und den
Localmed-Ärztezentren entlas-
tend. Denn hier sind meist kei-
ne Fachärztinnen oder -ärzte der
Radiologie vor Ort.

Allerdings hat eine solche KI
ein entscheidendes Manko. Sie
hat keinen Zugriff auf das Klinik-
Informationssystem, kurz KIS.
Somit kann sie zwar wie bei der
Lindenhofgruppe ein Röntgen-
bild interpretieren, dieses aber
nicht mit weiteren Patientenda-
ten ergänzen.

Die digitale Ärztin von Kaiko
soll aber genau das können. «Sie
soll auf bestehendeAkten zugrei-
fen und so helfen, ein komplet-
teres Bild für den Therapieent-
scheid zu liefern», sagt Reiser.
Trainiertwird die KI-Medizinerin
derzeit zusammenmit demNati-
onalen Krebsinstitut derNieder-
lande, eines der führenden euro-
päischen Onkologiezentren.

Krebspatienten zählen zu den
komplexesten Fällen imGesund-
heitswesen. Oft sind sie über
Jahre in Behandlung. Dabei sind
von Onkologie über Pathologie,
Radiologie bis Chirurgie ver-
schiedene Disziplinen involviert.
Nicht selten umfassen die Ak-
ten Hunderte Seiten mit Berich-
ten, Blutanalysen und Tumor-
bildern. «Sich einen Überblick
zu verschaffen, kostet jeden be-
handelndenMedizinerviel Zeit»,
sagt Reiser.

Hinzu kommt: Weil die Pa-
tientendossiers so umfassend

sind, ist es schwierig nachzu-
verfolgen, welche Therapie sich
wie auf dasTumorvolumen aus-
gewirkt hat.

Diese Berechnungen inklusi-
ve der passenden Bilder soll die
digitale Ärztin ebenfalls ermög-
lichen. Erste Prototypen sind be-
reits im Einsatz. «Und laufend
kommen neue Tools dazu, die
den KI-Assistenten in verschie-
denen Fachgebieten einsetzbar
machen», sagt Reiser.

Sehr gute Vorschläge
bei Diagnosen und Therapie
Was bedeutet das fürdas Schwei-
zer Gesundheitswesen, wenn
sich Ärztinnen und Ärzte künf-
tig mit Maschinen absprechen?
Reinhard Riedl ist Digital-E-
Health-Experte und Dozent an
der Berner Fachhochschule. Er
sagt: «KI im Gesundheitswe-
sen ist eine vielversprechende
Option.» Tests würden zeigen,
dass sie oft besser sei bei Diag-
nosen undTherapievorschlägen
als sehr gute menschliche Fach-
spezialisten. Dennoch betont
Riedl: «Die Zusammenarbeit
zwischen Mensch und KI führt
zu den besten Resultaten.»

Besonders erfolgreich sind
gemäss Riedl Kooperationsfor-
men zwischen Mensch und Ma-
schine, wenn die künstliche In-
telligenz die Entscheide vorbe-
reitet und eine Person diese trifft.

In der Radiologie bedeutet
das konkret: Die KI identifiziert
jene Bereiche des menschlichen
Organs, bei denen der Verdacht
auf eine Erkrankung besteht,
und der Mensch schaut sich bei
der Diagnose nur noch diese
identifizierten Bereiche an. Für
Riedl ist klar: «Das wird noch
viel mehr kommen.» Auch zum
Vorteil von Patientinnen und
Patienten.

Weniger Papier, mehr Qualität:
Hier kommt die KI-Ärztin
Gesundheitswesen Für die Medizin entwickelte Anwendungenmit künstlicher Intelligenz
dienen als Sparringspartnerin und können behandelnde Ärzte entlasten.
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Eine amerikanische F-35 wird im Juni 2019 auf dem Militärflugplatz Payerne VD präsentiert, im Hintergrund startet eine F/A-18 der Schweizer Luftwaffe. Foto: Raphael Moser

Larissa Rhyn

Stellen Sie sich vor, Sie bestel-
len bei einem Anwalt ein teures
Gutachten. Er sagt Ihnen, es sei
garantiert, dass der Preis für Ihr
bestelltes Produkt nicht anstei-
genwird.Doch dannverlangt der
Hersteller plötzlich doch horrend
viel mehr Geld. Dem Verteidi-
gungsdepartement (VBS) ist ge-
nau das passiert.

Die Kaderleute des VBS hol-
ten zumKauf des Kampfjets F-35
insgesamt drei externe Gutach-
ten ein. Zuerst liessen sie die
Zürcher Kanzlei Homburger für
eine halbe Million Franken die
Plausibilität desAuswahlverfah-
rens für den Jet prüfen. Dann
bestellte Urs Loher, der neue
Chef des Bundesamts für Rüs-
tungArmasuisse, zusätzlich zwei
Rechtsgutachten spezifisch zur
Gültigkeit des Fixpreises.

Das eine fokussierte auf die
Rechtssituation in der Schweiz
undwurde auch vonHomburger
gemacht. Das zweite analysierte
die Lage nach amerikanischem
Recht – und es ist nicht einmal
der Name der Kanzlei bekannt,
die dafürverantwortlich ist. Bei-
de Gutachten bestätigen laut Lo-
her, dass die Schweiz mit einem
garantierten Preis von 6,035Mil-
liarden Franken rechnen kann.
Das VBS behält die Gutachten
aber vorerst unter Verschluss
undwillmit denUSAverhandeln.

673Millionen für Beratung
und Dienstleistungen
Spätestenswenn sich abzeichnet,
dass die USA auf den Mehrkos-
ten beharren, wird eine zentra-
le Frage sein: Haften die beiden
Kanzleien für ihre Fehleinschät-
zungen? Und falls nicht: Was
nützen dann solche Rechtsgut-

achten, die der Bund teuer ein-
kauft? Relevant ist das unter an-
derem deshalb, weil der Bund
im vergangenen Jahr 673 Millio-
nen Franken fürBeratungen und
externe Dienstleistungen ausge-
geben hat.

Peter V. Kunz, der das In-
stitut für Wirtschaftsrecht an
der Universität Bern leitet, sagt
zur Haftungsfrage: «Es handelt
sich bei einem Rechtsgutachten
um einen privatrechtlichen Ver-
trag zwischen der Kanzlei und
dem Bund.» Manchmal wür-
den Kanzleien eine Haftung ver-
meiden, indem sie den Begriff
«Rechtsgutachten» umgehen –
und stattdessen etwa von einer
«Plausibilitätsprüfung» sprä-
chen.Kunz kritisiert: «Eine Plau-
sibilitätsprüfung istwie ein Dau-
men hoch mit verbundenen Au-
gen.» Rechtlich habe sie kaum
Wirkung.Das erste der drei Gut-
achten, das öffentlich ist und das
ebenfalls die Kanzlei Homburger
durchführte, war denn auch als
Plausibilitätsprüfung deklariert.

Die zwei weiteren Aufträge
an Kanzleien nannte Loher aber
mehrmals öffentlich «Rechts-
gutachten».UndArmasuisse be-
stätigt auf Anfrage, dass der Be-
griff korrekt ist. Kunz sagt dazu:
«Wenn es sich bei den beiden
weiteren juristischen Einschät-
zungen effektiv um Rechtsgut-
achten handelt, dann könnten
die Verfasser bei rechtlichen
Fehleinschätzungen schaden-
ersatzpflichtig werden.»

Eine Einschränkung macht
er allerdings: «Es sei denn,
Homburger hätte im Vertrag
mit dem VBS jegliche Haftung
ausbedungen.»

DasVBS undArmasuissewol-
len sich zu den Verträgen mit
den Kanzleien und Fragen der

Haftbarkeit nicht äussern. Als
Begründung für ihr Schweigen
nennen sie erneut die laufen-
den Verhandlungen. Die Hoff-
nung, dass die USAvon ihrer Po-
sition abrücken, dürfte sich aber
schnell in Luft auflösen.Die USA
argumentieren, mit dem Fest-
preis seien nicht die rund sechs
Milliarden Franken gemeint, die
vorVertragsabschluss öffentlich
angekündigtwurden. Fix sei viel-
mehr, dass die Schweiz densel-
ben Preis zahle, den die USAmit
dem Hersteller Lockheed Mar-
tin für die Produktionsslots der
Schweizer Jets aushandelnwird.
Gäben die USA nach, müssten
amerikanische Steuerzahler die
Differenz der Kosten tragen.

Bundesjuristen sind oft vom
Departementschef gesteuert
WährendKunz eine Chance sieht,
Homburger und die unbekann-
te zweite Kanzlei zur Verant-
wortung zu ziehen, gibt es in
der Bundesverwaltung deutlich
pessimistischere Einschätzun-
gen. Zitieren lassen will sich
niemand, doch der Tenor lautet:
Bei Rechtsgutachten sei es oft
schwierig, die Vertragspartner
für die Aussage haftbar zu ma-
chen. Das liege in der Natur der
Sache: Der eine Anwalt erstelle
ein Gutachten, ein anderer ein
Gegengutachten. Erst ein Richter
könne final darüber entscheiden.
Nur: Ein Richter oder jegliche an-
dere FormderGerichtsbarkeit ist
imVertragmit denAmerikanern
ausgeschlossen.

Wenn nicht garantiert ist, dass
externe Kanzleien für juristi-
sche Fehleinschätzungen haf-
ten: Was bewegt dann Bundes-
räte oder ihreAngestellten dazu,
teure Gutachten einzukaufen?
Rechtsprofessor Kunz sieht zwei

mögliche Gründe: «Entwederder
Bund holt sich Expertise in ei-
nem Gebiet, in dem seinen ei-
genen Anwälten das Know-how
fehlt.» Oder er wolle in der Öf-
fentlichkeit Rückhalt und Glaub-
würdigkeit für seine Position ge-
winnen, indem er ein Gutachten
veröffentliche. Das funktioniere
mit externen Aufträgen oft bes-
ser,weil Bundesjuristen den Ruf
hätten, vom jeweiligen Departe-
mentschef gesteuert zu sein.

Bei externen Gutachten sei
dieser Verdacht kleiner – «mit-
unter zu Unrecht», sagt Kunz. Er
habe 14 Jahre lang als Wirt-
schaftsanwalt solche Gutachten
verfasst – auch für den Bund,
sagt Kunz. «Und glauben Siemir:

Mir sagten Auftraggeber vom
Bundmehrmals: Dieses Resultat
passtmir nicht, schreiben Siemir
das Gutachten um.» Manche Ju-
risten oder Kanzleienwürden in
solchen Fällen eine «Der Kunde
ist König»-Logik verfolgen – und
die Argumentation auf das ge-
wünschte Ergebnis zuschneiden.

«Festpreis»meine bloss, dass
er anderswo festgehalten ist
DerBernerRechtsprofessor sagt,
er habe das selbst erlebt bei ei-
nem Gutachten, in das er invol-
viert gewesen sei. Dabei habe es
sich um eine renommierte Kanz-
lei gehandelt. Auch im Fall des
Festpreises spekuliert Kunz, dass
Armasuisse das erwünschte Re-
sultat vorgegeben habe: «Selbst
ein Praktikant von Homburger
hätte erkennenmüssen, dass die
Amerikaner unter Festpreis et-
was anderes verstehen als wir.»
«At fixed prices» referenziere
schlicht auf einen Preis, der an-
derswo festgehalten sei. Das sei
weithin bekannt.

Die Tatsache, dass der Bund
die Festpreis-Gutachten bis heu-
te nie veröffentlicht hat, spricht
allerdings gegen die These, dass
sich Urs Loher den Entscheid
nur öffentlich legitimierenwoll-
te. Wahrscheinlicher ist, dass er
sich effektiv nur juristisch absi-
chern wollte.

Die zentrale Frage bleibt:Wird
der Bund versuchen, die beiden
Kanzleien für ihre Fehleinschät-
zung zur Rechenschaft zu bit-
ten,welche die Steuerzahler und
Steuerzahlerinnen bis zu 1,3Mil-
liarden Franken kosten könnte?
Oder haben die Kanzleien sich
mit Ausnahmeklauseln abgesi-
chert? Homburgerwollte aufAn-
frage keineAuskunft geben oder
Stellung nehmen.

Gutachten zumF-35-Festpreis: Anwälte
könnten haftbar gemacht werden
Höhere Kosten für Kampfjet Das VBS bezahlte teure Gutachten zum angeblichen Fixpreis beim F-35-Deal. Nun drohen
bis zu 1,3 Milliarden FrankenMehrkosten. Müssen Kanzleien bei Fehleinschätzungen Konsequenzen fürchten?

«Selbst ein
Praktikant
hätte erkennen
müssen, dass
die Amerikaner
unter Festpreis
etwas anderes
verstehen als wir.»

Peter V. Kunz
Institutsleiter Wirtschaftsrecht
an der Universität Bern

Foto: Nicole Philipp

Die USA haben für die Schweiz
derzeit entweder keine oder
schlechte Neuigkeiten bereit.
Während zumZolldeal von Präsi-
dent Donald Trump Stillschwei-
gen herrscht, wurden vor kur-
zem enormeMehrkosten für den
F-35-Kampfjet angekündigt.Und
jetzt haben die USA der Schweiz
auch noch mitgeteilt, dass sie
länger als vereinbart auf ihre be-
stellten Patriot-Luftabwehrsys-
teme warten muss. Wie lange,
ist völlig unklar.

US-Präsident Donald Trump
will diejenigen Staaten zuerst
beliefern, die im Gegenzug ei-
gene Luftabwehrsysteme an die
Ukraine abgeben. Schon letztes
Jahr kam die Nachricht, dass die
Schweiz bereits bestellte Lenk-
waffen fürPatriot später erhalten
werde. Der neuste Entscheid ist
aber bedeutend weitreichender.

Mehr als ein Viertel bezahlt
Bereits 2026 sollten die ersten
Patriot-Systeme in der Schweiz
ankommen – und bis 2028 alle
fünf geliefert sein. So hat es die
Schweiz vor drei Jahren mit den
USAvereinbart. Gleichzeitig leg-
ten die beiden Parteien fest,
wann die Schweizwie viel zahlen
muss. Bis heute hat die Schweiz
schon Anzahlungen in der Höhe
von rund 650Millionen Franken
getätigt, wie das Bundesamt für
RüstungArmasuisse aufAnfrage
bekannt gibt. Das istmehr als ein
Viertel der Vertragssumme von
knapp zwei Milliarden Franken.
Garantien zumLiefertermin gibt
es im Gegenzug offenbar keine.

«Gemäss den üblichen Ver-
tragsbedingungen im Rahmen
des US-Programms ForeignMili-
tarySales kanndieUS-Regierung
Lieferprioritäten anpassen – ins-
besondere bei sicherheitspoliti-
schen Entwicklungen», schreibt
Armasuisse. Und weiter: «Eine
vertragliche Verspätungstole-
ranz ist nicht öffentlich beziffert;
die Abklärungen dazu laufen.»
Sprich: Die USA können sich bei
den Lieferungen offenbar so viel
Zeit lassen, wie sie wollen.

Armasuisseweiss noch nicht,
ob weitere Zahlungen geleistet
werden, bis ein neuer Lieferter-
min vorliegt. Die Zahlungsmo-
dalitätenwürden sich nach dem
Produktionsfortschritt richten,
die Raten seien vertraglich ver-
einbart. «Ob Anpassungen er-
folgen, hängt von den laufenden
Abklärungen ab.»

Keine Konventionalstrafe
Die Aussagen von Armasuisse
machen deutlich, dass die
Schweiz bei diesem2-Milliarden-
Geschäft vollkommen von den
USA abhängig zu sein scheint.
Sie hat den Vertrag nicht mit
Raytheon abgeschlossen, dem
Hersteller der Patriot-Systeme,
sondern direkt mit der US-Re-
gierung. Beim Kampfjetkauf lief
es gleich ab. In beiden Fällen ist
auch keine Konventionalstrafe
imVertrag vorgesehen – obwohl
eine solche bei anderen grossen
Rüstungsgeschäften üblich ist.

Für die Schweiz ist der Ent-
scheid folgenschwer, weil ihre
Luftabwehr schon heute veraltet
ist. Und auf lange Distanzen, die
Patriot abdeckt, kann die Armee
den Schweizer Luftraum heute
gar nicht selbst verteidigen.

Larissa Rhyn

650Millionen
bezahlt, aber
nichts in der Hand
Luftabwehr Die Schweiz
mussauf diePatriot-Systeme
warten, weil die Ukraine
Vorrang hat.


